
Wirtschaftspolitische 
Informationen  

Vorstand Te

Aktuelle wirtschafts-, technologie- und umweltpolitische Themen 

Nr. 01 / 6. Februar 2007  
(ersetzt Nr. 27/2006) 

Kurz und bündig 
 

Sechs Gründe für  
verteilungsgerechte Löhne 
 

� Trotz guter Konjunktur: der private 
Konsum ist nach wie vor schwach. 
Wenn das Wachstum nachhaltig 
sein soll, brauchen wir mehr Bin-
nennachfrage. Ohne höhere Löh-
ne geht das dauerhaft nicht.  

 
 

� Wachstum braucht Verteilungs-
gerechtigkeit. Die Lohnquote 
sinkt. Damit die verteilungspoliti-
schen Ungleichgewichte nicht noch 
größer werden, müssen die Löhne 
mindestens so schnell wie Produk-
tivität und Preise steigen.  

 
 

� Die wirtschaftliche Situation in der 
Metallindustrie ist deutlich bes-
ser als in der Gesamtwirtschaft. 
Diese Entwicklung hat sich im Auf-
schwung noch verstärkt. 

 
� Die Metallindustrie ist weiterhin 

international ausgesprochen wett-
bewerbsstark. 

 
 

� Lohnerhöhungen sind von der 
Metallindustrie finanzierbar. Die 
Lohnstückkosten sind in den letzten 
Jahren gefallen, die Produktivität 
steigt kräftig. Dementsprechend 
sind die Gewinne stark gestiegen. 

 
 

� Die Tarifparteien haben eine Ver-
antwortung für die wirtschaftli-
che Entwicklung und den sozia-
len Frieden. Allerdings kann die 
Lohnpolitik allein die binnenwirt-
schaftlichen Probleme nicht lösen. 
Vor allem die Mehrwertsteuerer-
höhung bremst das Wachstum 
2007 ab. Kräftige Beschäftigungsef-
fekte bleiben deshalb aus. Die ge-
ringen öffentlichen Investitionen 
schwächen die Binnennachfrage 
und gefährden langfristig die 
Standortqualität. 
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Tarifrunde 2007 
in der Metallindustrie:  
Sozialökonomische Rahmenbe
 

Die Bundesrepublik erlebt wieder einen Wirtsc
einem realen Wachstum über zwei Prozent. Im U
den Weltkonjunktur werden bei den Exportüb
korde erzielt. Parallel dazu hat es eine Wende 
gegeben. Ein erheblicher Ersatzbedarf sorgt für
raten bei den Ausrüstungen. Die Bundesregier
Mehrwertsteuererhöhung die wirtschaftlichen E
durch verursachten Wachstumsdelle ist der Au
nug, um auch in diesem Jahr ein deutliches W
chen. Dazu müssen die Löhne die Konsumnach
her der Schwachpunkt der Konjunktur sind. 
 

In der Metall- und Elektroindustrie ist die aktuelle S
In vielen Unternehmen der Branche sind die Auftr
Oftmals wird am Rand der Kapazitätsgrenze produ
der kräftig steigenden Auslandsnachfrage ist die
knapp acht Prozent gestiegen. Diese gute Entwickl
unvermindert fortsetzen. Noch nie wurden so viele W
industrie hergestellt! Da der Exportanteil extrem h
verarbeitung die Mehrwertsteuererhöhung kaum. 
dustrie profitiert zudem von der steigenden Nachfra
vestitionen. 
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1. Gesamtwirtschaftliche Rahmen-
bedingungen 

 
1.1 Wachstum und 

Wachstumserwartungen 
 
Weltkonjunktur im Wachstumsboom 
Die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen sind gerade 
für eine stark auf den Export orientierte Ökonomie wie 
Deutschland nur im Zusammenhang mit der weltwirt-
schaftlichen Entwicklung zu beurteilen. Die Weltwirt-
schaft hat sich, nach dem Platzen der New-Economy-
Blase im Jahre 2001, schnell wieder erholt. Schät-
zungsweise um real 4,9 Prozent hat die Produktion von 
Gütern und Dienstleistungen im Jahr 2006 zugelegt. Für 
2007 wird eine Fortsetzung des Booms erwartet. 
 

Reales Wachstum der Weltwirtschaft
Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent
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USA, Japan, China und Lateinamerika 
Grundlage des weltweiten Booms ist die dynamische 
Wirtschaftsentwicklung in vielen Regionen der Erde. 
Nach wie vor ausgesprochen stabil ist das Wachstum in 
den USA. Im Jahr 2005 expandierte die US-Wirtschaft 
real um 3,2 Prozent, 2006 wird ein Zuwachs von 3,5 
Prozent erwartet. Wachstumsmotor ist dabei der private 
Konsum. Japan scheint seine langjährige Deflationskri-
se überwunden zu haben. Im Jahr 2005 stieg das reale 
BIP um 2,6 Prozent. 2006 soll die japanische Volkswirt-
schaft um 2,7 Prozent anwachsen. Die chinesische 
Wirtschaft ist weiterhin die am stärksten expandieren-
de große Volkswirtschaft. Sowohl 2005 als auch 2006 
nahm die Wirtschaftsleistung real um zehn Prozent zu. 
Lateinamerika wächst mit rund vier Prozent pro Jahr, 
und Russland befindet sich mit jährlich rund sechs Pro-
zent ebenfalls auf einem stabilen Wachstumspfad. 
 
Trotz der bestehenden Risiken hat sich die Weltkon-
junktur in den letzten Jahren als außerordentlich robust 
erwiesen. Vor diesem Hintergrund erwartet das ifo-
Institut für 2006 und 2007 ein kräftiges weltweites 
Wachstum von knapp unter fünf Prozent. Auch wenn 
diese Prognose die aktuellen Risiken eher unterzeich-
net, so erwartet die deutsche Exportindustrie doch wei-
terhin kräftig wachsende Märkte. Selbst unter pessimis-

tischen Annahmen dürfte das weltweite Wachstum min-
destens drei Prozent betragen. 

Risiken für die wirtschaftliche Entwicklung 
 
Trotz eines robusten und nachhaltigen Wachstums gibt es 
für die wirtschaftliche Entwicklung auch drei Risikofaktoren:  
 
� Ölpreise 

Ein Risikofaktor sind die Ölpreise. Im Jahr 2005 waren 
sie kräftig gestiegen, ohne die wirtschaftliche Dynamik 
der Weltökonomie zu beinträchtigen. Ursache war nicht 
nur die Verknappung (wachsender Energiebedarf bei 
kaum steigender Förderung), sondern auch eine speku-
lative Übertreibung. Im Gefolge des Krieges im Nahen 
Osten stiegen die Ölpreise im Laufe des Jahres 2006 
auf neue Rekordmarken. Im September gaben sie kräf-
tig nach und sanken um 20 Prozent. Die Annahme von 
auf hohem Niveau stagnierenden Preisen für 2007 ist 
derzeit plausibel. 

� Geldpolitik 
Ein zweiter Risikofaktor ist die Geldpolitik. Bereits im 
Jahre 2004 begann die US-amerikanische Notenbank 
Fed mit der stufenweise Erhöhung ihrer Leitzinsen. Ob-
wohl weltweit vor allem die Rohölpreise für eine erhöhte 
Inflationsrate sorgten und keine nachhaltigen Tenden-
zen für einen Preisauftrieb auszumachen sind, haben 
auch die Europäische Zentralbank und die Japanische 
Notenbank die Leitzinsen angehoben. 

� Ungleichgewichte 
Ein dritter Risikofaktor sind die erheblichen Ungleich-
gewichte in der Weltwirtschaft. Die USA als größte 
Volkswirtschaft weisen ein enormes Handels- und Leis-
tungsbilanzdefizit auf, das durch Kapitalströme aus der 
übrigen Welt - vor allem aus asiatischen Ländern - fi-
nanziert wird. Bisher ist das nicht zum Problem gewor-
den. Sollte es zu einer schwächeren wirtschaftlichen 
Entwicklung in den USA kommen, besteht die Gefahr, 
dass die USA für Anleger an Attraktivität verliert. Das 
Defizit könnte dann nicht mehr finanziert werden und 
der Dollar käme unter enormen Abwertungsdruck. Das 
könnte zu kräftigen Turbulenzen in der Weltwirtschaft 
führen. 

 

 
Europa 
Wachsende Märkte finden deutsche Exporteure inzwi-
schen auch in Europa vor. War die gesamte EU im Jahr 
2005 mit einem realen Wachstum von 1,7 Prozent (der 
Euro-Raum legte nur um 1,4% zu) noch vom weltweiten 
Wachstumstrend abgekoppelt, so erholte sich die Kon-
junktur 2006 ausgesprochen kräftig. Die Wachstumspo-
le in Europa sind dabei weiterhin die osteuropäischen 
Länder, die skandinavischen Staaten, Spanien und Ir-
land. Vor allem die neuen Mitgliedsländer und Irland 
haben sich sehr dynamisch entwickelt. 
 
Es spricht alles dafür, dass ein solider zyklischer Auf-
schwung eingesetzt hat, der sich trotz der weltwirt-
schaftlichen Risiken fortsetzen wird. Die EU-
Kommission hat ihre Prognosen mehrfach erhöht. Für 
2006 wird sich ein Wachstum in der EU von 2,8 Prozent 
und im Euro-Raum von 2,6 Prozent einstellen. Im Jahr 
2007 sollen es 2,4 Prozent in der EU und 2,1 Prozent 
im Euroraum werden. 
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Die europaweite Konjunktur wird auch geprägt von der 
Entwicklung in Deutschland. Deutschland erstellt als 
größte Ökonomie immerhin ein Fünftel der EU-
Wirtschaftsleistung. Europa war in den letzten Jahren 
vom Boom der Weltwirtschaft ausgeschlossen. Inner-
halb von Europa war wiederum Deutschland fast immer 
das Schlusslicht. Noch 2005 hat Deutschland mit einem 
Wachstum von real knapp einem Prozent den europäi-
schen Durchschnitt nach unten gezogen. Lediglich Ita-
lien und Portugal hatten eine noch schwächere wirt-
schaftliche Dynamik. 

Wachstumsbeiträge des Jahres 2006
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1.2 Die wirtschaftliche Entwicklung 

in Deutschland 2006 und 2007 
 
Deutsche Konjunktur: Ende der Stagnation 
Im Jahre 2006 hat sich die wirtschaftliche Situation in 
Deutschland grundlegend verändert. Bereits im Jahr 
zuvor begannen einige Frühindikatoren nach oben zu 
drehen. Insgesamt nahm die Wirtschaftsleistung um 
2,5 Prozent zu. Alle Indikatoren deuten darauf hin, dass 
wir uns am Anfang eines zyklischen konjunkturellen 
Aufschwungs befinden und die im Herbst 2000 einset-
zende Krisenperiode überwunden ist. Die Konjunktur-
einschätzung, die die IG Metall schon im Herbst 2005 
vertreten hat, wird damit bestätigt. 
 
In den Jahren der Stagnation war die deutsche Wirt-
schaft eine gespaltene Ökonomie: Das Wachstum wur-
de von der Exportwirtschaft getragen, während die  Bin-
nennachfrage teilweise sogar zurückging. 
 
� Die Exporte spielten auch 2006 eine große Rolle 

für die bundesdeutsche Konjunktur. Sie zogen kräf-
tig an, ein Zeichen der immer noch zunehmenden 
preislichen Wettbewerbsfähigkeit. Im Zuge der wirt-
schaftlichen Konsolidierung nahmen zwar auch die 
Importe zu, aber real in etwas geringerem Umfang. 
Der Wachstumsbeitrag des Außenhandels belief 
sich 2006 auf 0,7 Prozentpunkte.  

 
� Die Binnennachfrage bekommt endlich mehr Ge-

wicht für das gesamtwirtschaftliche Wachstum. Sie 
erbrachte im letzten Jahr einen Beitrag von 1,7 Pro-
zentpunkten.  

 
� Vor allem die Ausrüstungsinvestitionen entwi-

ckelten sich deutlich aufwärts. Sie trugen mit einem 
Beitrag von 0,5 Prozentpunkten am meisten zur 
binnenwirtschaftlichen Stabilisierung bei. 

 
� Die Bauinvestitionen trugen mit 0,3 Prozentpunk-

ten zwar nur wenig zum Wachstum bei, doch ihre 
jahrelange Talfahrt ist damit gestoppt. Vor allem die 
private Baunachfrage war kräftig gestiegen, was im 
wesentlichen aber auf einmalige Effekte (Auslaufen 
der Förderung) zurückgeführt werden kann. Die öf-
fentlichen Bauinvestitionen bleiben schwach. 

 
� Bei den privaten Konsumausgaben gab es eine 

gespaltene Entwicklung. Die Arbeitnehmereinkom-

men konnten nur wenig zur Konsumnachfrage bei-
tragen. Sowohl die Brutto- als auch die für den Kon-
sum wichtigeren Nettolohneinkommen waren real 
gesunken. Die leicht ansteigenden Konsumausga-
ben wurden vor allem aus den Einkommen aus Un-
ternehmertätigkeit und Vermögen gespeist, die 
schon seit Jahren kräftig steigen und 2006 noch 
einmal um 6,9 Prozent zunahmen. Wegen vorgezo-
gener Käufe im Zusammenhang mit der Mehr-
wertsteueranhebung waren die privaten Konsum-
ausgaben in der zweiten Jahreshälfte 2006 kräftiger 
angestiegen. Im Ergebnis beziffert sich der Wachs-
tumsbeitrag des Privaten Konsums auf 0,4 Prozent-
punkte. 

 

Schwacher Konsum hat Ursachen 
 

� Die Konsumlaune vieler Arbeitnehmer leidet unter der 
schwachen Lohnentwicklung. In vielen Wirtschaftszwei-
gen ist die tarifliche Lohnentwicklung für das Jahr 2007 
bereits vorbestimmt. Nach der Gemeinschaftsdiagnose 
der Institute (Herbst 2006) werden die Bruttolöhne und 
Gehälter lediglich um 1,2 Prozent steigen, die Nettolöh-
ne und Gehälter sogar nur um 0,2 Prozent. Und wenn 
die zu erwartende Preiserhöhung von bis zu zwei Pro-
zent abgezogen wird, sinken die realen Konsummög-
lichkeiten der privaten Haushalte. 

 

� Weniger Geld in der Tasche haben Arbeitslose und 
Rentner. Belastend für den Konsum wirken neben den 
schlechten Einkommensperspektiven die hohe Arbeits-
losigkeit und der anhaltende Trend zu prekären Arbeits-
verhältnissen. Auch neu entstehende sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse sind häufig 
Leiharbeitsverhältnisse, die schlechter bezahlt werden. 
Aus Angst vor Arbeitslosigkeit und Verlust einer gesi-
cherten Anstellung unterlassen viele Verbraucher not-
wendige Anschaffungen.  

 

 
� Die öffentliche Hand trägt kaum zum Wachstum 

bei. Die Finanzpolitik setzt nach wie vor auf die 
Konsolidierung der öffentlichen Haushalte. Zwar 
wurden bei diesem Ziel wegen der besseren Kon-
junktur 2006 sichtbare Erfolge erzielt, doch wurde 
als Folgeschaden die Nachfrage kaum gestützt. Der 
Wachstumsbeitrag lag bei 0,3 Prozentpunkten.  
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Marktliberale Strukturreformen bremsen 
 Wachstumstempo 
 

Die Regierung hofft, mit neoliberalen Strukturreformen (De-
regulierung, Privatisierung, Rückzug des Staates) die Wach-
stumskräfte der Wirtschaft zu stärken. Doch auch auf die-
sem Feld hat die Große Koalition bisher noch keine ein-
schneidenden politischen Vorhaben umsetzen können. Von 
einschlägigen Lobbyorganisationen und ihrer Presse wird 
schon von der Untätigkeit der Regierung gesprochen. In der 
Logik dieser Ideologie hätte es den Aufschwung in 2006 da-
her gar nicht geben dürfen.  
 
2007 treten mit dem Steueränderungsgesetz Maßnahmen in 
Kraft, die die Verteilungssituation massiv zu ungunsten der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer verschieben: Strei-
chung der Eigenheimzulage, Versteuerung von Abfindun-
gen, Kürzungen beim Kindergeld, Kürzungen bei der Pend-
lerpauschale, Halbierung des Sparerfreibetrages und Ein-
schränkungen bei der steuerlichen Absetzbarkeit des Ar-
beitszimmers. 
 
Die Erhöhung der Mehrwertsteuer und der Versicherungs-
steuer um jeweils drei Prozentpunkte seit Anfang 2007 ver-
schärft diesen Kurs. Die Senkung der Beiträge zur Arbeitslo-
senversicherung um zwei Prozentpunkte fängt den Kauf-
kraftverlust nicht annähernd auf. Da der Staat die Mittel nicht 
für öffentliche Investitionen (die eher noch weiter zu sinken 
drohen) oder zusätzliche öffentliche Beschäftigung (bei-
spielsweise für Forschung und Entwicklung) verwenden, 
sondern für einen brutalen Sanierungskurs nutzen will, wird 
das Geld dem Wirtschaftskreislauf weitgehend entzogen. 
 
Der negative Wachstumsbeitrag der fiskalischen und 
finanzpolitischen Maßnahmen insgesamt liegt nach 
Schätzung des Institut für Makroökonomie und Konjunk-
turforschung (IMK) bei 28,5 Milliarden Euro oder 1,2 
Prozent des BIP. 

Geldpolitik steht auf der Bremse 
Ein konjunkturelles Risiko ist die Politik der Europäi-
schen Zentralbank (EZB). Sie hat seit dem Dezember 
2005 in sechs Schritten den Leitzins von zwei Prozent 
auf 3,5 Prozent angehoben und damit die Geldpolitik 
erheblich gestrafft. Dabei lag die Inflationsrate im Euro-
raum, trotz der kräftigen Ölpreissteigerungen, nur leicht 
über der Zielinflationsrate. 
 
Derzeit verträgt die Konjunktur das höhere Zinsniveau 
noch gut. Die entscheidende Frage ist, ob die EZB die-
se Politik auch 2007 fortsetzt. Ein noch höherer Zins-
satz könnte schnell die Investitionskonjunktur bremsen. 
Zudem droht eine größere Zinsdifferenz zu den USA. 
Damit käme der Euro unter erheblichen Aufwertungs-
druck. Für die weiterhin stark exportorientierte deutsche 
Wirtschaft würde das eine starke Belastung ihrer preisli-
chen Wettbewerbsfähigkeit bedeuten, zumindest für 
Exporte außerhalb der Euro-Zone. 
 
Die Perspektiven für 2007 
In der Prognose für das Jahr 2007 gibt es weltwirt-
schaftliche, geld- und finanzpolitische Unwägbarkeiten. 
Klar ist, dass es ohne negative äußere Einflüsse zu ei-
nem kräftigen Wachstum gekommen wäre. Der Auf-
schwung würde sich voll entwickeln und noch deutlich 
größere Wachstumsraten als 2006 produzieren. 

 
Doch der Steuerschock ist eine Realität, dadurch wird 
besonders die private Konsumnachfrage einen kräftigen 
Dämpfer erhalten. Die Frage ist, wie weit dies auf die 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung durchschlägt. Dazu 
kommt: Die Sparpolitik in der Krise wirkt sehr restriktiv 
auf die Konjunktur. Die öffentlichen Investitionen sind 
mit einem Anteil von nur noch 1,4 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts auf einem tiefen Stand. Kürzungen in den 
sozialen Sicherungssystemen (vor allem die Hartz-
Reformen auf dem Arbeitsmarkt) haben die Nachfrage 
weiter geschwächt. 
 
Die Institute weichen bei der Konjunkturprognose für 
2007 erheblich voneinander ab. Fast alle Institute ha-
ben aber ihre Prognosen unter dem Eindruck der 
sich sehr dynamisch entwickelnden Konjunktur 
auch aktuell weiter erhöht. Lagen ihre Vorhersagen 
im Herbst 2006 noch zwischen 0,8 und 1,7 Prozent, so 
liegt die Spanne inzwischen bei 1,3 bis 2,1 Prozent. Er-
ste Prognosen für 2008 gehen zudem von einem 
länger dauernden Aufschwung aus. Fürs nächste 
Jahr wird ein Wachstum bis zu 2,5 Prozent erwartet. 
 
Prognosen der Institute für 2007 

 
Prognosen der Institute für 2008 

 

ifo DIW IMK IfW IWH RWI
Reales 
Wachstum in 
Prozent 

1,9 1,7 1,3 2,1 1,4 1,9 

 
Wirkungskette von Zinserhöhungen 
 
Die Europäische Zentralbank (EZB) mit Sitz in Frankfurt am 
Main ist für die Geldversorgung im Euroraum verantwortlich. 
Dabei sieht sie sich ausschließlich der Geldwertstabilität 
verantwortlich. Konjunktur und Beschäftigung spielen in ihrer 
Geldpolitik keine Rolle. 
 
Angehoben wurde der Zinssatz für Hauptrefinanzierungsge-
schäfte. Das sind faktisch die Kosten, mit denen das Ge-
schäftsbankensystem sich refinanziert, also mit Liquidität 
versorgen kann. Steigende Zinsen verteuern die Geldver-
sorgung, die Geldmenge wird tendenziell verknappt. 
 
Bei einem funktionierenden Markt geben die Geschäftsban-
ken die steigenden bzw. sinkenden Refinanzierungskosten 
an ihre Kunden weiter, wodurch die Geldpolitik auf die reale 
Warenökonomie einwirkt.  
 
Höhere Zinsen bremsen die wirtschaftlichen Aktivitäten auf 
mehreren Ebenen: 
 
� Die Fremdfinanzierung von Investitionen verteuert sich. 
� Der Euro wird als Anlagewährung attraktiver. Mit der 

verstärkten Nachfrage steigt der Wechselkurs. 
� Geldanlagen werden rentabler, was eine höhere Spar-

quote fördert. 
 

ifo DIW IMK IfW IWH RWI
Reales 
Wachstum in 
Prozent 

 2,5  1,8   
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Die Triebkräfte des Konjunkturverlaufs 
 
Immer wieder, vornehmlich in langen Aufschwungphasen, 
wird in der wissenschaftlichen Debatte über ein Ende des 
Konjunkturzyklus spekuliert. Dessen ungeachtet zeigt die 
empirische Realität weiterhin ein stabiles Zyklenverhalten 
von Volkswirtschaften. Für die Beurteilung der weiteren Wirt-
schaftsaussichten ist ein Blick auf den Verlauf von Konjunk-
turzyklen hilfreich. Im Herbst des Jahres 2000 sorgte das 
Platzen der New-Economy-Blase für einen weltweiten wirt-
schaftlichen Abschwung. Die Ereignisse im September 2001 
(Anschlag auf das World Trade Center) haben zusätzliche 
Verunsicherungen gebracht. 
 
Seitdem befindet sich die deutsche Wirtschaft in einem Kri-
senzyklus, der sich in einer Stagnationsperiode mit geringen 
Wachstumsraten ausdrückt. Drei bis fünf Jahre sind ein nor-
maler Zeitraum für einen Zyklus. Es entspricht also einem 
gewöhnlichen Verlauf, dass der untere Wendepunkt inzwi-
schen hinter uns liegt und wir uns wieder in einer Auf-
schwungphase befinden 
 
Was hat den neuen Wachstumsschub bewirkt? Die Investiti-
onen sind der stabilisierende Faktor im Konjunkturverlauf. Im 
Abschwung verschärft die nachlassende Investitionstätigkeit 
die Krise. Doch irgendwann gibt es einen wachsenden Nach-
holbedarf (wenn auch zunächst nur bei Rationalisierungsin-
vestitionen) der zur konjunkturellen Wende mindestens bei-
trägt. Das rasch zunehmende Investitionsvolumen stabilisiert 
dann den Aufschwung und macht ihn relativ robust. 
 
Das ist grundsätzlich auch im aktuellen Zyklus so. Zwar ist 
das absolute Niveau der Ausrüstungsinvestitionen (2005 wa-
ren es mit 153,9 Mrd. Euro so viel wie zu Beginn der neunzi-
ger Jahre, 2000 wurden schon einmal 177 Milliarden Euro in 
Ausrüstungen investiert) immer noch gering und auch ein 
Einfluss der verbesserten steuerlichen Abschreibungsmög-
lichkeiten ist in der Entwicklung nicht erkennbar, doch das 
kräftige relative Wachstum ist typisch für den Anfang einer 
Boomphase. 
 
 
 

Ausrüstungsinvestitionen ziehen kräftig an
(Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent)
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Prognose

� Die privaten Investitionen haben wieder angezogen. 
Seit 2004 wird wieder vermehrt in Ausrüstungen 
investiert. Der wachsende Wiederbeschaffungsbe-
darf führt zu mehr Investitionen. Das noch geringe 
absolute Niveau der Investitionen und die Investiti-
onspläne der Unternehmen deuten auf einen weiter 

aufwärts gerichteten Trend bei den Ausrüstungsin-
vestitionen. Die IG Metall erwartet deshalb einen 
Wachstumsbeitrag der Ausrüstungsinvestitionen 
von 0,4 Prozentpunkten. 

 
Investitionspläne der Unternehmen 
 
 Saldo höher gleich geringer 
 

Anteil der Unternehmen in Prozent 
Frühjahr 05 -11 19 51 30 
Herbst 05 -6 21 52 27 

Februar 06 3 25 53 22 
Frühjahr 06 7 27 53 20 
Herbst 06 7 26 55 19 

Quelle: DIHK-Konjunkturumfrage Herbst 2006 
 
� 2007 wird der Wachstumsbeitrag der privaten Kon-

sumausgaben (nur 0,1 Prozentpunkte) schwächer 
ausfallen, da die Verbraucher nicht weiter entsparen 
werden. Zwar erwartet das IMK für 2007 einen et-
was stärkeren Anstieg der Arbeitnehmereinkommen 
um 1,3 Prozent, das reicht aber nicht für einen kräf-
tigen Schub beim Konsum. Die Lohnerhöhungen 
müssen 2007 die Konjunktur stützen, nur dann wird 
der Aufschwung nachhaltig werden und ist ein posi-
tiver Wachstumsbeitrag möglich. 

 
� Bei den Bauinvestitionen ist mit einem Rückgang 

der privaten Wohnungsbauten zu rechnen. Dage-
gen werden der Wirtschaftsbau und die Bauinvesti-
tionen der Kommunen leicht ansteigen. Die IG Me-
tall geht von einem Wachstumsbeitrag von 0,1 Pro-
zentpunkten aus. 

 
� Der öffentliche Konsum wird von der staatlichen 

Sparpolitik bestimmt. Er wird auch im nächsten Jahr 
mit einem Wachstumsbeitrag von 0,3 Prozentpunk-
ten keinen wesentlichen Wachstumsbeitrag leisten. 

 
� Die Exporte werden weiter kräftig steigen. Dagegen 

werden die Importe wegen der schwachen Kon-
sumnachfrage und dem gesunkenen Ölpreis sich 
deutlich verhaltener entwickeln. Das spricht für ei-
nen stärker steigenden Außenbeitrag. Die IG Metall 
prognostiziert für 2007 einen Wachstumsbeitrag von 
0,9 Prozentpunkten. 

 
Unter der Bedingung, dass es neben dem Steuerschock 
nicht auch noch eine schwache Lohnentwicklung gibt, 
erwartet die IG Metall eine Fortsetzung des Wachs-
tums mit etwa 1,8 Prozent.  
 
 
1.3 Preise 
 
Bei der Entwicklung der Verbraucherpreise gibt es für 
2007 zwei Unsicherheitsfaktoren: die weitere Entwick-
lung bei den Energie- und Rohstoffpreisen und der Ein-
fluss der administrierten Preise. 
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Aus dem wirtschaftlichen Prozess heraus sind keine 
verstärkten Inflationsgefahren zu erwarten. Die Lohn-
stückkosten werden nicht steigen, die Konjunktur ist von 
Überhitzungserscheinungen noch weit entfernt und der 
Wettbewerbsdruck für die Unternehmen bleibt groß. 
Dementsprechend bleibt die sogenannte Kerninflations-
rate deutlich unter einem Prozent. Wir stehen immer 
noch eher vor dem Problem der Deflation als vor einem 
beschleunigten Preisauftrieb. Auch der Ölpreis, der in 
der Vergangenheit den Anstieg der Verbraucherpreise 
bestimmt hat, wird in 2007 kaum einen Beitrag zur Infla-
tionsrate liefern. 

 

 
 
Preisprognosen der Institute für 2007 
 
 ifo DIW IMK IfW IWH RWI
Verbraucherpreise 
Veränderung in 
Prozent 

2,3 2,2 1,9 2,2 2,2 2,2 

 

 
Bleibt der Staat als Ursache für den Anstieg der Ver-
braucherpreise. Die Erhöhung der Mehrwertsteuer und 
der Versicherungsteuer bedeutet bei einer völligen  
Überwälzung auf die Preise einen Preisanstieg von 1,35 
Prozent. Abgeschwächt wird dieser Effekt durch vor-
weggenommene Preisanpassungen und nicht vollstän-
dige Überwälzungen. Ein Preiseffekt von etwa einem 
Prozentpunkt ist somit wahrscheinlich. 
 
Bei einer niedrigen Kerninflationsrate, einer Preisberu-
higung bei Energie und nur moderat steigenden Roh-
stoffpreisen halten wir eine leicht zunehmende Inflati-
onsrate von etwas über zwei Prozent (+2,3 %) für 
2007 als wahrscheinlich.  Verbraucherpreise

Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent

1,7
1,5

1,9

0,9

0,6

1,4

2,0

1,4

1,1

1,7

2,0

1,6

95 96 97 98 99 00 01 02 03 04 05 06 07

Prognose

Quelle: Statistisches Bundesamt und Prognose IMK und Institute

1,9 
bis 
2,3

 
Waren im letzen und in diesem Jahr vor allem die Ener-
giepreise für den Preisanstieg verantwortlich, werden es 
im nächsten Jahr die Steuererhöhungen sein.  
 
1.4 Beschäftigung, Arbeitsmarkt und 

Produktivität 
 
Die Arbeitsmarktentwicklung ist das zentrale ökonomi-
sche Problem in Deutschland. Über Jahrzehnte hat die 
Zahl der Arbeitslosen zugenommen. Auch die soge-
nannten „Hartz-Reformen“ haben daran nichts ändern 
können. Im Winter 2005 stieg die Zahl der registrierten 
Arbeitslosen sogar erstmals in der Geschichte der Bun-
desrepublik auf über fünf Millionen an.  
 

Produktion, Produktivität, Erwerbstätigkeit: 
Bandbreite der Prognosen für  2006/07

Veränderung zum Vorjahr in Prozent  

2,1

0,7

1,3

1,9 1,8

0,4
0,7 0,6

1,2
0,9

2,5

-0,2

0,4

1,11,3

04 05 06 07 04 05 06 07 04 05 06 07

ErwerbstätigkeitProduktivität

Quelle: Statistisches Bundesamt,  Wirtschaftsforschungsinstitute, IG Metall

Produktion

 
Ölpreise als Unsicherheitsfaktor 
 
Die Ölpreise sind in den vergangen Jahren kräftig gestiegen. 
Ein erheblicher Teil der Preissteigerungen war darauf zurück 
zu führen, während die wirtschaftlich bedingte Kerninflati-
onsrate weiter niedrig war. Die kräftig wachsende Weltwirt-
schaft braucht Energie, die Vorkommen sind jedoch endlich. 
Die Zeiten billigen Öls sind endgültig vorbei.  
 
Trotzdem war der Anstieg immer auch spekulativ überhöht. 
Politische Unsicherheiten wie der Israel/Libanon-Krieg oder 
die Krise um den Iran, Unwetter in Ölfördergebieten oder 
das Spekulieren von Hedge Fonds auf steigende Preise ha-
ben die Ölkosten getrieben. Zur Zeit ist eine Gegentendenz 
zu beobachten: zwischen Juli und September ist der Ölpreis 
um zwanzig Prozent gefallen. Die Inflationsrate lag im Sep-
tember annualisiert bei nur noch einem Prozent. 
 
Für 2007 ist eine Stagnation des Ölpreises auf hohem Ni-
veau (ca. 60 $ pro Barrel) wahrscheinlich. Damit würde der 
Ölpreis keinen Beitrag zur Inflationsrate mehr liefern. 
 

Im letzten Jahr ist das Arbeitsvolumen erstmals seit 
Jahren auf Grund des vergleichsweise kräftigen Wachs-
tums wieder gestiegen. Der Aufschwung findet einen 
positiven Niederschlag auf dem Arbeitsmarkt. Die Ar-
gumentation der IG Metall, nur durch wirtschaftliches 
Wachstum kann die Arbeitslosigkeit wirksam bekämpft 
werden, wird durch die aktuelle Entwicklung bestätigt. 
Allerdings reicht das Wachstum noch nicht aus, denn 
die Arbeitsproduktivität hat ebenfalls kräftig zugenom-
men. Der Anstieg des Arbeitsvolumens war deshalb 
2006 mit 0,6 Prozent relativ klein. Für eine kräftige Be-
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lebung auf dem Arbeitsmarkt reicht der beginnende Auf-
schwung noch längst nicht aus. 
 
Die Zahl der Erwerbstätigen hat 2006 um 0,7 Prozent 
auf 38,99 Millionen zugenommen. Erstmals seit 2001 
war auch die Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer leicht 
gestiegen (0,6 Prozent). Die Zahl der sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten hat sich nach ersten Zahlen 
der Bundesagentur für Arbeit ebenfalls um 0,7 Prozent 
erhöht. 

 

Beim Angebot von Arbeitskräften gibt es derzeit kaum 
Veränderungen. Das Erwerbspersonenpotential liegt 
stabil bei ca. 44,5 Millionen Personen. Doch trotz einer 
nur leicht gestiegenen Nachfrage nach Arbeit und ei-
nem stabilen Angebot von Arbeitskräften sinkt die Ar-
beitslosigkeit spürbar. Im Jahr 2006 waren etwa 
374.000 Personen oder 7,7 Prozent weniger arbeitslose 
registriert als 2005. Damit waren noch 4,5 Millionen 
Menschen arbeitslos.  

 

Die unerwartet kräftige Entlastung des Arbeitsmarktes 
ist allerdings nur ein statistisches Phänomen. Im Ge-
gensatz zu 2005 hat nach der Einschätzung des IAB 
(Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung) 2006 die 
Zahl der Arbeitslosen in der Stillen Reserve wieder kräf-
tig zugenommen. Die gesamte Beschäftigungslücke hat 
sich nach dieser Einschätzung nur leicht von 6,33 Milli-
onen auf 6,2 Millionen Personen verringert. 

 
Prekarisierung der Beschäftigung 
 
Ein Problem ist die Struktur der Beschäftigung: die Preka-
risierung der Arbeit geht unvermindert weiter! Die Zahl der 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten hat im Juni 
2006 gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat um 0,5 
Prozent zugelegt Die Zahl der geringfügigen Beschäfti-
gungsverhältnisse hat im Juni dagegen um 6,3% zuge-
nommen, die Zahl der ausschließlich geringfügig Beschäf-
tigten noch um 4,4 Prozent. 
 
Auch die „klassische Teilzeitbeschäftigung“ ist weiter ge-
stiegen, so dass der Anteil der Teilzeitbeschäftigten ins-
gesamt weiter kräftig zunimmt. Die Teilzeitquote lag 2005 
bei 32,4 Prozent, sie wird nach der Prognose des IAB auf 
32,9 Prozent 2006 ansteigen. Noch 1998 lag sie erst bei 
24,7 Prozent. 

Sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung 

 in Millionen

27,8 27,9 27,6
27,0

26,6 26,2
26,626,4 

2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007

Quelle: Bundesagentur für Arbeit und Herbstgutachten 2006 
Wirtschaftsforschungsinstitute

Prognose

 
Damit schlägt die nur leichte Verbesserung bei Beschäf-
tigung und Arbeitsvolumen überproportional auf den Ar-
beitsmarkt durch. Die Entlastungswirkungen durch ar-
beitsmarktpolitische Maßnahmen lagen dabei auf dem 
gleichen Niveau wie im 2005. 
 
Mehrwertsteuererhöhung verhindert 
Beschäftigungsaufbau 
Für 2007 lässt sich keine positivere Entwicklung für Be-
schäftigung und Arbeitsmarkt prognostizieren. Bei der 
Wachstumsprognose der IG Metall von 1,8 Prozent fällt 
die Zunahme bei der Arbeitsnachfrage nicht größer aus 
als in 2006. Bei der zu erwartenden gleichzeitigen kräf-
tigen Zunahme der Arbeitsproduktivität verringert sich 
2007 das Arbeitsvolumen leicht. Durch eine geringere 
Zahl an Arbeitstagen, einen weiteren Trend zur Teilzeit-
arbeit und einer im Konjunkturverlauf zu erwartenden 
Umwandlung von Überstunden in Einstellungen kommt 
es trotzdem zu einer leichten Zunahme der Zahl der 
Erwerbstätigen um etwa 0,3 Prozent. 

Registrierte Arbeitslosigkeit 
weiter auf hohem Niveau

 in Millionen

3,6
4,0

4,4 4,3 4,1 3,9 3,9 4,1
4,4 4,4

4,9
4,5 4,4

95 96 97 98 99 00 01 02 03 04 05 06 07

Prognose

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, IMK 14/2006

 
Da die Zahl der Selbständigen wegen veränderter För-
derkonditionen nicht mehr zunimmt, findet die Mehrbe-
schäftigung bei den Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern statt. Zusätzliche Entlastungswirkungen durch ei-
nen verstärkten Einsatz aktiver Arbeitsmarktpolitik sind 
für 2007 nicht zu erwarten. 
 
Ohne eine Abkehr von den im Januar 2007 in Kraft ge-
tretenen Steuer- und finanzpolitischen Maßnahmen ist 
ein Abbau der Beschäftigungslücke nicht denkbar. Ein 
spürbarer Aufschwung wurde aus arbeitsmarktpoliti-
scher Sicht vertan. Die Prognosen der Institute, die 
auch für 2007 noch einen kräftigen Zuwachs an Be-
schäftigung (Steigerung der Erwerbstätigkeit um 0,6%) 
und einen deutlichen Rückgang der Arbeitslosigkeit 
prognostizieren, sind zu optimistisch. 
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Produktivität wächst um 1,8 Prozent 
Die Schätzungen der Wirtschaftsforschungsinstitute für 
die Entwicklung der Arbeitsproduktivität je Erwerbstäti-
genstunde sind eindeutig zu pessimistisch ausgefallen. 
2006 konnte die Produktivität um 1,9 Prozent gesteigert 
werden. Im langfristigen Trend seit 1995 liegt der Pro-
duktivitätszuwachs bei durchschnittlich 1,8 Prozent im 
Jahr. 
 
Die Produktivitätsentwicklung hängt vor allem von 
zwei Faktoren ab: den Rationalisierungsinvestitio-
nen und der Auslastung der Kapazitäten. Die Investi-
tionspläne der Unternehmen deuten darauf hin, dass 
der Investitionsboom auch im nächsten Jahr noch an-
halten wird. Die Institute sehen den Produktivitätszu-
wachs bei lediglich 1,5 Prozent. Dies entspricht dem 
Anstieg im Jahr 2002, als es kein Wachstum gab, die 
Ausrüstungsinvestitionen kräftig schrumpften und die 
Kapazitäten deutlich schlechter als heute ausgelastet 
waren. Eine Situation, die keinerlei Parallelen zu der 
erwarteten Lage in diesem Jahr aufweist. 
 
Die IG Metall geht davon aus, dass bei einem hohen 
Investitionsniveau, einer nur leichten Wachstums-
delle und damit einer weiter hohen Kapazitätsaus-
lastung sich die Produktivität mit ihrem langjähri-
gen Durchschnittswert von 1,8 Prozent entwickeln 
wird. 
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2. Metallwirtschaftliche  

Auftragseingang in der Metallindustrie
- Veränderungen gg. Vorjahreszeitraum in % -

15,7

8,2

11,3

8,7

11,0

3,8

9,9 10,5

19,9

12,2 12,5

6,9

1. Vj 06 2. Vj 06 3. Vj 06 Okt.+
Nov.

1. Vj 06 2. Vj 06 3. Vj 06 Okt.+
Nov.

1. Vj 06 2. Vj 06 3. Vj 06 Okt.+
Nov.

Quelle: Statistisches Bundesamt

Insgesamt aus dem Inland aus dem Ausland
Rahmenbedingungen  

 
Vom guten weltwirtschaftlichen Umfeld sowie vom er-
freulich positiven Konjunkturverlauf in Deutschland pro-
fitiert besonders die Metall- und Elektroindustrie.  
 
Die Metallindustrie ist sowohl wichtige Schlüsselindust-
rie als auch der Schrittmacher der industriellen Entwick-
lung. Dies wird unter anderem daran deutlich, dass in 
der Metallindustrie 55 Prozent des Industrieumsatzes 
erzielt werden und 58 Prozent der Industriebeschäftig-
ten tätig sind. Das industrielle Wachstum der letzten 
Jahre wurde vorwiegend von der Metallindustrie getra-
gen. 
 
Die industriellen Indikatoren Auftragseingang, Produkti-
on und Umsatz zeigen, 2006 war ein Rekordjahr für die 
heimische Metallindustrie. Die konjunkturellen Frühindi-
katoren zeigen, dass die Metallindustrie 2007 ihren Hö-
henflug fortsetzen wird. Die Investitionsbedingungen 
sind weiterhin gut, weltwirtschaftlich und auch im Inland 
– trotz der Mehrwertsteuererhöhung und des dadurch 
noch schwächelnden privaten Konsums. 
 

2.1 Metallproduktion und Produktions-
erwartungen 

 
Aufträge 
In den ersten elf Monaten des Jahres 2006 sind die Be-
stellungen in den metallverarbeitenden Unternehmen 
kräftig angestiegen. Das gilt nicht nur für die Aus-
landsaufträge. Auch die Inlandsaufträge zogen kräftig 
an. 
 
Im Einzelnen ergibt sich für das Jahr 2006 folgendes 
Bild: 
 
� Die Bestellungen aus dem Ausland sind um gut 13 

Prozent gestiegen (+13,3%). 
� Die Inlandsbestellungen sind um knapp neun Pro-

zent gewachsen (+8,6%). 
� Insgesamt lag das Bestellvolumen um 11 Prozent 

(11,1%) über dem Vorjahresniveau.  
 
Die sehr gute Lage spiegelt sich auch in den einzelnen 
Branchen der Metallindustrie wider. Durchweg profitie-
ren alle Branchen vom florierenden Auslandsgeschäft. 
Besonders starke Zuwächse konnten die Elektrotechnik 
sowie die Metallerzeugung und –bearbeitung erzielen. 
Der Fahrzeugbau erhält seine Impulse überwiegend aus 
dem Ausland. Die Inlandsorder legten bisher nur um 
knapp drei Prozent zu, trotz der Vorzieheffekte in 2006 
durch die Mehrwertsteuererhöhung in 2007. Der Ma-
schinenbau hingegen erhält nahezu gleichgewichtig ho-
he Bestellungen aus dem In- und Ausland. 
 
Der hohe Auftragsbestand deutet für die nähere Zukunft 
auf eine sehr hohe Auslastung und entsprechend gute 
Geschäfte hin. 

 

Bestellungen in den Metallbranchen 
Januar - November 2006

- Veränderung in Prozent gg. Vorjahr -
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11,0

16,3
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Elektrotechnik
Maschinenbau

Metallerzeugung, -bearbeitung
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Metallverarbeitung

Maschinenbau
Metallerzeugung, -bearbeitung

Elektrotechnik

Quelle: Statistisches Bundesamt

Insgesamt

Ausland
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Geschäftsklima auf Rekordstand 
Das Geschäftsklima in der Metallindustrie, ein zusam-
mengesetzter Indikator aus aktueller Lagebeurteilung 
und Zukunftserwartungen, hat sich seit Sommer 2005 
kontinuierlich verbessert. Im Jahresverlauf 2006 ist der 
Index weiter angestiegen. Die vom ifo-Institut befragten 
Metallunternehmen beurteilen die Geschäftslage sowie 
die Produktions- und Exporterwartungen so gut wie nie 
zuvor. 
 

Geschäftslage kontinuierlich besser 
Die aktuelle Lage wird von den Unternehmen sehr posi-
tiv eingeschätzt. Vor einem Jahr beurteilten 29 Prozent 
der vom ifo-Institut befragten Metallunternehmen die ak-
tuelle Geschäftslage als gut, aber rund 12 Prozent als 
schlecht. In den darauf folgenden Monaten verbesser-
ten sich die Lageeinschätzungen Zug um Zug. Im De-
zember 2006 bezeichnete die Hälfte der Unternehmen 
die Geschäftslage als gut, aber nur sechs Prozent als 
schlecht. Im Januar 2007, trotz des erwarteten Mehr-
wertsteuerschocks, hat sich daran nichts geändert. 
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 Einschätzung der Geschäftslage 

in der Metallverarbeitenden Industrie  
 Saldo gut unverändert schlecht 

 
Anteil der Betriebe in Prozent 

Jan. 06 16,3 28,6 59,1 12,3 
April 06 29,8 38,5 52,8 8,7 
Juli 06 32,5 39,6 53,2 7,2 
Okt. 06 38,6 44,0 50,5 5,5 
Nov. 06 39,6 47,6 44,3 8,0 
Dez. 06 48,2 54,6 39,0 6,4 
Jan. 07 44,4 50,4 43,4 5,9 

Bemerkung: Rundungsdifferenzen sind Ursache für Abwei-
chungen zwischen Summe der Anteile und 100. Quelle: ifo 
 

Produktionserwartungen 
Die Unternehmen blicken optimistisch in das Jahr 2007. 
Ähnlich wie zu Beginn des Jahres 2007 gehen derzeit 
24 Prozent der Metallunternehmen davon aus, dass die 
Produktion in Zukunft zunimmt. Etwa 71 Prozent sind 
zufrieden und nur 5 Prozent schätzen die künftige Ge-
schäftslage als unbefriedigend ein. Im Jahresverlauf 
2006 gab es noch Unsicherheiten über die künftige Ent-
wicklung. Das hatte etwas mit den weltwirtschaftlichen 
Risiken (Öl, Mehrwertsteuererhöhung, unsichere Fi-
nanzmärkte) zu tun. Nun ist das Vertrauen in eine posi-
tive Entwicklung wieder gestiegen. 
 

Exporterwartungen 
Vor allem was das Auslandsgeschäft betrifft, haben die 
Metallunternehmen ungebrochen positive Erwartungen. 
28 Prozent der Unternehmen gehen derzeit von besse-
ren Exportbedingungen aus. Weitere 65 Prozent erwar-
ten, dass sich das gute Exportgeschäft auf gleichem Ni-
veau halten wird. Und nur vier Prozent erwarten in den 

 

nächsten Monaten eine Abkühlung. 

roduktion 

ie Metallproduktion läuft besser, als es die Arbeitgeber 

atsächlich läuft alles noch viel besser. In den ersten 11 

roduktionsprognose Metall 2007 
gen sich in ei-

Maschinenbau:     3,0 Prozent 

eug u : 

D : 

sbesondere die Automobilindustrie drückt den Durch-

uffällig ist, dass die verbandsbezogenen Debatten im 

 
 
 

P
 
D
bei den letzten Tarifverhandlungen prophezeit haben. 
Industrieverbände wie Wirtschaftsforschungsinstitute 
prognostizierten zu Jahresbeginn einen Anstieg der 
Produktion zwischen 4,5 Prozent und 5,5 Prozent. 

 

Metallproduktion zieht kräftig an
Veränderung zum Vorjahr in Prozent

8,9

2,2

1,2

5,7

4,3

7,9

4,5 
5,5

-1,6
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Prognose IG Metall * hochgerechnet

T
Monaten des Jahres 2006 legte die Produktion um acht 
Prozent zu. Bis jetzt deutet alles darauf hin, dass auch 
2007 ein gutes Jahr für die Metallproduktion werden 
wird. 
 
P
Die Prognosen für das Jahr 2007 bewe
nem Spektrum zwischen drei und acht Prozent. Wie in 
den Vorjahren schätzten die Wirtschaftverbände bei der 
DIW-Industrietagung die künftige Entwicklung pessimis-
tisch ein. Sie rechnen mit einem Zuwachs von drei Pro-
zent, wobei die einzelnen Branchenmeldungen bis zu 
zehn Prozent streuen. Die wichtigsten Einschätzungen: 
 Exporterwartungen        

in der Metallverarbeitung
für die nächsten drei Monate 

von 100 Befragten gaben im Januar 2007 ... 
an, dass ... 

28

65

4

Export steigt Export
stagniert

Export sinkt

Quelle: ifo

� 
� Autoindustrie:     1,0 Prozent 
� Sonstiger Fahrz ba   3,5 Prozent 
� Metallerzeugnisse:    2,5 Prozent 
� Elektrobranchen:    4,0 Prozent 
� Büromaschinen, A V 10,0 Prozent 
 
In
schnitt nach unten, wobei festzustellen ist, dass sich der 
Automobilverband VDA überhaupt nicht an der Debatte 
während der DIW-Industrietagung beteiligte. 
 
A
wesentlichen die weltwirtschaftlichen und binnenwirt-
schaftlichen makroökonomischen Einflüsse nicht be-
rücksichtigen. Denn die von allen Wirtschaftsfor-
schungsinstituten prognostizierte Entwicklung der Aus-
fuhren und der Investitionen im Zusammenhang mit der 
Prognose des Wachstums 2007 lassen auf eine dyna-
mischere Entwicklung der Metallindustrie schließen. 
Entsprechend optimistischer schätzt sowohl das ifo-
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Institut (ifo-Branchendialog:+3,9%) als auch die Indust-
riekreditbank (+4,4%) das metallwirtschaftliche Wachs-
tum ein. 
 

Metallverarbeitung:
Produktivität und Lohnstückkosten

- Veränderung gegenüber Vorjahreszeitraum in Prozent - 

0,3

-0,1

1,4
2,1

-0,7

-4,2 -3,8
-4,6

1,1

6,9

5,4
4,5

03 04 05 2006* 03 04 05 2006* 03 04 05 2006*
Quelle: Statistisches Bundesamt, 2006 hochgerechnet

Stundenlöhne Produktivität Lohnstückkosten

Auch wenn Aussagen über die Produktionsentwicklung 
der Metallindustrie für das Jahr 2007 noch mit Unsi-
cherheiten belastet sind, zeichnet sich dennoch ab, 
dass die Metallindustrie robust weiter wachsen wird. 
Dies lässt sich aus den gesamtwirtschaftlichen nach 
oben korrigierten Wachstumskomponenten Privater 
Verbrauch, Ausrüstungsinvestitionen und Exporte able-
sen. Nach diesen Prognosen dürfte die Metallproduktion 
in 2007 um bis zu acht Prozent zulegen. Die IG Metall 
geht von einem Produktionszuwachs von gut 5 Prozent 
aus. 
 

Produktionsprognose Metall 2007
Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent

7,9

5,5

4,5
5,1
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bank
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dialog

IKB VGR 
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.2 Kosten und Preise  

ie Metallunternehmen profitieren insgesamt von einer 

2
 
D
günstigen Kostenentwicklung. Wesentlich für die Er-
tragslage der Unternehmen ist dabei die Entwicklung 
der Lohnstückkosten sowie die der Verkaufspreise. 
 

Lohnquote erneut rückläufig
- Anteil der Löhne und Gehälter am Umsatz in der 

Metallverarbeitung in Prozent -

24,3
22,0

20,5
19,1 19,3 19,3

18,1 17,4 16,4

95 97 99 01 02 03 04 05 06*
Quelle: Statistisches Bundesamt und IG Metall * = hochgerechnet  

 
Lohnquote und Lohnstückkosten im Sinkflug 
Ein erster Hinweis für eine günstige Ertragsentwicklung 
ergibt sich aus der Lohnquote. Der langjährige Trend 
einer fallenden Lohnquote setzte sich auch im Jahr 
2006 weiter fort. Mitte der 1990er Jahre machten Löhne 
und Gehälter rund ein Viertel des Umsatzes aus. Nach-
dem im letzten Jahr mit 17,4 Prozent ein neuer 
Tiefstand erreicht wurde, ist jetzt schon sicher, dass der 
Lohnanteil am Umsatz in diesem Jahr erneut um etwa 
einen Prozentpunkt auf 16,4 Prozent fallen wird. 
 
Die Lohnquote sinkt auch deshalb, weil die Metallunter-
nehmen immer mehr auf vorgefertigte Produkte zugrei-
fen. Die Fertigungstiefe sinkt. Den größten Anteil an 
immer niedrigeren Lohnkosten hat jedoch die Produkti-
vität der Metallbeschäftigten. Sie ist im Jahr 2006 um 
sieben Prozent angestiegen und damit deutlich stärker 
als die Löhne. 
 
 
Lohnstückkosten sinken um vier Prozent 
Die Entwicklung der Lohnstückkosten (Lohnanteil am 
realen Produktionsvolumen) zeigt, ob die Lohnkosten im 
Verhältnis zur Produktion wachsen oder sinken. Sin-
kende Lohnstückkosten verbessern die Ertragslage der 
Metallunternehmen. 
 
� Im letzten Jahr sind die Lohnstückkosten um über 

vier Prozent (-4,6 %) zurückgegangen. 
� Damit liegen sie zehn Prozent unter dem Niveau 

des Jahres 2000. 
 
Selbst die Commerzbank weist in einer neuen Studie 
darauf hin, dass - im Gegensatz zu vielen anderen Län-
dern des Euroraums – gerade in der deutschen Metall-
industrie die durchschnittlichen Lohnstückkosten konti-
nuierlich gefallen sind. Das hat die Wettbewerbsfähig-
keit der Metallindustrie auf der Kostenseite enorm ge-
stärkt. 
 
Kapazitäten sehr gut ausgelastet 
Positive Einflüsse auf die Kosten- und Ertragssituation 
der Metallunternehmen hat die steigende Kapazitäts-
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auslastung. Volle Auftragsbücher stellen sicher, dass 
die Kapazitäten ausgelastet sind. Das führt zu einer hö-
heren Produktivität. In den letzten Jahren dümpelte die 
Kapazitätsauslastung bei 85 Prozent, im vierten Quartal 
2006 waren die Metallbetriebe zu fast 90 Prozent 
(89,9 %) ausgelastet, eine Spitzenauslastung! 
 

In einigen Teilbranchen wie dem Maschinenbau kommt 
es regelrecht zu Kapazitätsengpässen, so dass Aufträ-
ge erst mit erheblicher Verzögerung abgearbeitet wer-
den können. 
 
Die steigende Kapazitätsauslastung macht neue Investi-
tionen notwendig. Das stellt auch die Commerzbank-
Studie fest. Viele Unternehmen investieren in Kapazi-
tätserweiterungen. Für die nahe Zukunft ist mit einem 
weiterhin steigenden Auslastungsgrad zu rechnen. Das 
bringt für die Metallindustrie neue Wachstumsimpulse. 
 
Verkaufspreise 
Die Metallunternehmen haben 2006 sowohl die inländi-
schen Verkaufspreise als auch die Ausfuhrpreise ange-
hoben. Die Inlandspreise stiegen gegenüber dem Vor-
jahr um 2,3 Prozent, die Ausfuhrpreise um 1,5 Prozent. 
Die Preissteigerungen sind zum Teil auf gestiegene Ein-
kaufspreise bei den Rohstoffen zurückzuführen, zu ei-
nem größeren Teil allerdings handelt es sich aber um 
ertragswirksame Preisanhebungen. 
 
Vor dem Hintergrund steigender Nachfrage in den Me-
tallbranchen und rückläufiger Rohstoffpreise - vor allem 
bei Energie – werden in Zukunft Preisanhebungen vor 
allem ertragswirksam werden. Die IG Metall rechnet  für 
2007 mit einem Anstieg der Verkaufspreise von bis zu 
zwei Prozent. 
 
 
Investitionsentwicklung nur durchschnittlich 
 
Nach Aussagen des ifo-Instituts kann für das Jahr 2006 mit 
steigenden Investitionen um nominal sechs Prozent gegen-
über dem Vorjahr gerechnet werden. 
 

Die erwartete Investitionssumme von über 26 Milliarden Euro 
in diesem Jahr ist aber im Vergleich mit der Investitionstätig-
keit der Metallindustrie zu Beginn des Jahrzehnts nur ein 
durchschnittlicher Wert. Insgesamt sind die Unternehmen bei 
Investitionen noch immer zu zurückhaltend.  
 
Was die Investitionsmotive betrifft, setzt sich der Trend der 
letzten Jahre fort. Zwar werden Investitionen immer auch 
aufgrund von Rationalisierungs- und Modernisierungsmoti-
ven getätigt, doch investieren in jüngster Zeit immer mehr 
Unternehmen in die Erweiterung der Anlagen. Auch hierin 
drückt sich die insgesamt positive Zukunftserwartung der Un-
ternehmen aus. Hingegen hat die Bedeutung von Rationali-
sierungsinvestitionen im Vergleich mit dem vorangegange-
nen Jahrzehnt deutlich abgenommen. 
 

Investitionsmotive der Metallunternehmen 
(alte Bundesländer) 

Erweiterung Rationalisierung Ersatzbe-
schaffung 

 

Anteil der Betriebe in Prozent 1) 
2003 64 16 20 
2004 68 15 17 
2005 2) 65 13 22 
2006 2) 67 14 19 

 
Bemerkungen: 1)  … % der Unternehmen investierten in erster Linie aus fol-
gendem Investitionsmotiv 2) vorläufig. Quelle: ifo 

Kapazitätsauslastung
Metallverarbeitende Industrie

 in %

85,4

86,2

88,7
89,3

89,9

86,4

3. Vj. 05 4. Vj. 05 1. Vj. 06 2. Vj.06 3. Vj. 06 4. Vj. 06
Quelle: Ifo-Institut

 
 
2.3 Beschäftigung und Produktivität 

Beschäftigungsabbau in  der 
M etallverarbeitung gestoppt?

- Beschäftig te in  1.000 im  
Jahresdurchschnitt -

5.117

3.702 3.549 3.412 3.4073.476 3.445

1991 1995 2002 2003 2004 2005 2006*

Q uelle: Statis tisches Bundesam t, *W ert hochgerechnet

 
Der Beschäftigungsabbau scheint fast gestoppt. Die IG 
Metall freut sich über diese Entwicklung und hofft auf 
einen Beschäftigungsaufbau. Im November 2006 waren 
3,43 Millionen Beschäftigte in der Branche tätig. Ge-
genüber dem Vorjahresmonat ist dies ein Anstieg von 
16.000 Arbeitsplätzen beziehungsweise von 0,5 Pro-
zent. Im Vergleich zum Jahresende 2005 waren im No-
vember dieses Jahres sogar 30.000 mehr Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer in der Branche beschäftigt. 
 
Festzuhalten ist deshalb: ordentliche Tariferhöhungen, 
wie zum Beispiel im Jahr 2006 stehen einem Beschäfti-
gungsaufbau keineswegs entgegen. Im Gegenteil: sie 
unterstützen ihn. 
 

 

Ist nun der Beschäftigungsabbau in der Metallindustrie 
gestoppt? Zunächst muss der leichte Anstieg zusam-
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men mit dem jahrelangen Abbau von Arbeitsplätzen 
bewertet werden. Im Jahr 2000 arbeiteten noch 3,6 Mil-
lionen Beschäftigte in der Metallindustrie. In den letzten 
Jahren sind 150.000 Arbeitsplätze weggefallen. 
 
Es bleibt abzuwarten, ob sich der Beschäftigungsan-
tieg in den nächsten Monaten fortsetzen wird. Zwei 

Unternehmen erhöht, 
in denen Überstunden geleistet werden. Die Ar-

 
� ens sind die Beschäftigungserwartungen der 

Unternehmen selbst noch nicht positiv. Zwar wollen 

 

s
Aspekte deuten an, dass die Metallunternehmen den 
wirtschaftlichen Erfolg der Branche nicht zum Aufbau 
von Beschäftigung nutzen wollen. 
 
� Erstens hat sich der Anteil der 

beitszeitkonten werden derzeit wieder stark aufge-
füllt. 

Zweit

15 Prozent der Metallbetriebe zusätzliche Arbeits-
plätze schaffen. Jedoch planen 11 Prozent der Un-
ternehmen neue Arbeitsplätze zu schaffen. Drei 
Viertel der Unternehmen wollen ihr Beschäftigungs-
niveau konstant halten. Insgesamt also ein negati-
ver Saldo, wie die nachfolgende Grafik veranschau-
licht. 

B e s c h ä ftig u n g s e rw a rtu n g e n  in  
d e r M e ta llve ra rb e ite n d e n  In d u s tr ie

fü r d ie  n ä c h s te n  d re i M o n a te
vo n  1 0 0  B e fra g te n  g a b e n  im  Ja n u a r 2 0 0 7  ... 

a n , d a ss

7 5

1 1
1 5

B e s c h ä ftig u n g
s te ig t

B e s c h ä ftig u n g
s ta g n ie rt

B e s ch ä ftig u n g
s in k t

Q u e lle : Ifo -In s titu t
 

 
Produktivität steigt kräftig an 

ie Produktivität in der Metallindustrie ist schon seit 
betrifft das Niveau, 

l steigende Aufträge, die wachsende Kapazitäts-
uslastung als auch neue Investitionen in Ausrüstungen 

die Metallproduktion um mindestens fünf Prozent 

� szeit wegen weniger Arbeitsta-

Daraus errechnet sich ein Zuwachs der Metallprodukti-

D
Jahren überdurchschnittlich. Das 
aber auch die Entwicklung. Im Jahr 2005 stieg die Me-
tallproduktivität über fünf Prozent. In den ersten elf Mo-
naten des Jahres 2006 sind es weitere 6,9 Prozent 
mehr. 
 
Sowoh
a
lassen darauf schließen, dass die Produktivität in den 
Metallunternehmen mit Tempo weiter wächst. 
 
Die IG Metall rechnet für 2007 damit, dass 
 

� 
steigen wird, 
die Pro-Kopf-Arbeit
gen, aber steigenden Überstunden stagniert, die 
Zahl der Metallbeschäftigten aber etwas über das 
bestehende Niveau steigt (+0,5%). 
 

vität um 4 ½ Prozent. 
 
 
 

 



27/2006  Tarifrunde 2007: Sozialökonomische Rahmenbedingungen 2007 Seite- 14 - 
 
 
 
3. Sozialökonomische  

Rahmenbedingungen  
in den neuen Bundesländern 

 
Ost: Wachstum und Beschäftigung 
Das kräftige Wachstum in Europa und Westdeutschland 
zieht auch die ostdeutsche Wirtschaft mit. Im ersten 
Halbjahr 2006 legte das ostdeutsche Bruttoinlandspro-
dukt bereits um zwei Prozent zu, fast gleichauf mit dem 
Westen (2,1 Prozent). Für das gesamte Jahr 2006 pro-
gnostizieren die Wirtschaftsforschungsinstitute in der 
Herbst-Gemeinschaftsdiagnose ein Wachstum von 2,1 
Prozent im Osten und 2,3 Prozent im Westen.  
 
Die restriktive Finanzpolitik der Bundesregierung und 
die Mehrwertsteuererhöhung schlagen auch im Osten 
eine empfindliche Kerbe. Die Prognosen der Institute  
für 2007 liegen für den Osten etwas geringer (+1,2 %) 
als für den Westen (+1,4%).  
 

Bruttoinlandsprodukt Ost

0,5

0,0

2,1

1,2

1,9

-0,1

1,2

2,1
2,3

1,4

2003 2004 2005 2006 2007

Ost

West

Wachstumsraten des realen BIP; Ost inkl. Berlin
Quelle:  AK VGR der Länder; 2006: 1. Halbjahr, 2007: Institute

 
 
Dass die Wirtschaft in Ostdeutschland im Trend schwä-
cher wächst als im Westen, erklärt sich aus mehreren 
Faktoren:  
 
� Die ostdeutsche Wirtschaft ist stärker auf die  

Binnennachfrage - und dabei besonders auf die 
Konsumnachfrage - ausgerichtet. Die Exportquote 
im Verarbeitenden Gewerbe liegt mit 29 Prozent 
deutlich unter West-Niveau (44 %). 

 
� Die Einkommen und entsprechend die Kaufkraft lie-

gen ein Drittel unter westdeutschem Niveau. 
 
� Der Osten verliert Einwohner, durch Abwanderung 

und durch niedrige Geburtenzahlen (Sterbeüber-
schuss). Die Einwohnerzahl sinkt um 0,7 Prozent im 
Jahr. 

 
� Die Industrie trägt zu einem weitaus geringeren Teil 

zur gesamtwirtschaftlichen Leistung bei als im Wes-
ten. Zwar sind die Wachstumsraten hoch, sie set-
zen aber auf immer noch schmaler Basis auf. 

 
Was die Beschäftigung betrifft, gibt es keine Entwar-
nung. Die Zahl der Erwerbstätigen liegt seit Jahren bei 
7,5 Millionen. Die Arbeitslosigkeit ist in Ostdeutschland 
mit 1,5 Millionen Menschen (2006) weiterhin sehr hoch. 
Die Arbeitslosenquote liegt bei knapp 17 Prozent und ist 
nach wie vor doppelt so hoch wie im Westen. Hundert 
Arbeitslosen können die Arbeitsagenturen gerade ein-
mal fünf offene Stellen anbieten. Für qualifizierte Be-
werber sind die Aussichten in den alten Bundesländern 
etwas besser. Entsprechend hoch ist nach wie vor die 
Pendlerzahl. 
 
Kleine Fortschritte sollen nicht verschwiegen werden: 
Gegenüber dem Vorjahr ist die Arbeitslosigkeit um fast 
100.000 zurückgegangen. Dies ist etwa zu einem Drittel 
auf Beschäftigungsaufbau zurückzuführen, zum größe-
ren Teil auf die stark gestiegene Zahl von „Ein-Euro-
Jobs“. 
 
Ostdeutsche Industrie 
Das Wachstum der ostdeutschen Industrie lag im Jahr 
2005 mit sechs Prozent doppelt so hoch wie im Westen 
(+ 2,8 Prozent). Im ersten Halbjahr 2006 stieg die indus-
trielle Wertschöpfung um 11,3 Prozent (Berlin mitge-
rechnet: „nur“ 9,8 Prozent). Für 2007 wird ein kräftiges 
Wachstum um sechs Prozent erwartet.  
 

Wachstumsraten 
Industrie Ost 

2,6

6,1

9,2

6,0

7,0

2,0

5,3

8,9

9,8

6,2

11,3

4,7 

2002 2003 2004 2005 2006 2007

ohne Berlin

mit Berlin

Quelle: AK VGR; Bruttowertschöpfung im Verarbeitenden Gewerbe, preisbereinigt, verkettet, 2006/2
nach Ifo

 
Die Erwerbstätigkeit in der Industrie entwickelt sich al-
lerdings schwächer als die Wertschöpfung. Entspre-
chend steigt die Produktivität. So stieg die Produktivität 
der ostdeutschen Industrie in 2005 um 8,5 Prozent. Das 
war ein kräftigerer Zuwachs als im Westen (6,7 Pro-
zent). 
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Das Produktivitätsniveau der ostdeutschen Industrie 
liegt inzwischen bei 76,3 Prozent des westdeutschen 
Vergleichswertes. Insgesamt betrachtet sind die ost-
deutschen Betriebe sehr viel kleiner im Westen (83 Be-
schäftigte pro Betrieb, West: 137). Obwohl sich die Ost-
Industrie bei der Produktivität immer mehr an das west-
deutsche Niveau angenähert hat, ist zweifelhaft, ob sie 
es jemals erreichen wird. Dagegen spricht schon die 
Größenklassenstruktur der Unternehmen. Dennoch ist 
bemerkenswert: Alle vorliegenden Untersuchungen zei-
gen, dass vergleichbare Betriebe in Ost und West in-
zwischen auf einem gleichen Produktivitätsniveau arbei-
ten. 
 

Produktivität: Kräftige Vorsprünge 
für die Industrie Ost

- Zuwächse in Prozent -

1,7 1,5
2,7

6,2 6,7

8,7

6,1

8,5

4,0

9,7

2,6

4,3

2000 2001 2002 2003 2004 2005

West
Ost

Quelle: AK VGR der Länder; Nominale Bruttowertschöpfung je Erwerbstät igen, jährliche 
Veränderungsraten (jeweils ohne Berlin), Stand: August  2006

 

 
 

Produktivität und Löhne 
in der ostdeutschen Industrie

West = 100

67,367,267,067,5

67,667,667,767,4

60,6
64,9

67,8 68,5

70,3 72,7
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Quelle: AK VGR der Länder,  April 2006, Angaben ohne Berlin

Produktivität

 

Löhne

 
Die industriellen Löhne liegen nach wie vor bei einem 
Drittel des westdeutschen Niveaus. Die Anpassungsdy-
namik ist seit zehn Jahren abgebrochen. Anders als bei 
der Produktivität ist der deutliche Abstand zum west-
deutschen Niveau kaum strukturell zu erklären. Be-
triebsgröße und Branchenzusammensetzung beeinflus-
sen durch übertarifliche Bezahlung auch die Lohnhöhe. 
Aber die Spreizung der Löhne innerhalb der Industrie ist 
längst nicht so ausgeprägt wie die Spreizung des Pro-
duktivitätsniveaus. 
 

Löhne und Produktivität zusammengefasst ergeben die 
Lohnstückkosten. Sie geben Auskunft über den relati-
ven Preis der Arbeitskraft. Die Lohnstückkosten in der 
ostdeutschen Industrie sind seit 2001 deutlich geringer 
als im Westen. Die kräftigeren Zuwachsraten der Pro-
duktivität bei ähnlichen Lohnzuwächsen sorgen dafür, 
dass die Lohnstückkosten stärker als im Westen sinken. 
Im Jahr 2005 lagen sie schon zwölf Prozentpunkte unter 
dem westdeutschen Niveau. In diesem Jahr wird der 
Abstand auf 14 Punkte anwachsen. Inzwischen bestrei-
tet niemand mehr diesen erheblichen Kostenvorteil der 
ostdeutschen Industrie. 
 
 
Metallverarbeitende Industrie 
Die ostdeutsche Metall- und Elektroindustrie ist im ers-
ten Halbjahr 2006 zweistellig gewachsen. Zwar liegen 
noch nicht alle Daten vor, doch allein 25 Prozent Um-
satzwachstum in Sachsen und 21 Prozent in Thüringen 
sprechen eine sehr deutliche Sprache. Es zeigt sich a-
ber auch, dass sich die regionale Differenzierung fort-
setzt. Insgesamt spricht aber alles für ein besonders gu-
tes Jahresergebnis der ostdeutschen Metallbetriebe, 
denn auch andere Bundesländer wie Berlin und Bran-
denburg melden kräftige Umsatzzuwächse. Insgesamt 
ist für 2006 mit einem Umsatzzuwachs von über zehn 
Prozent zu rechnen.  
 
Die Beschäftigung wächst bei weitem nicht im selben 
Tempo, aber auch 2006 gibt es hier ein Plus - zum 
zehnten Mal in Folge. Einschließlich Gesamt-Berlin um-
fasst die ostdeutsche Metallbeschäftigung knapp 
370.000 Personen. Seit 2000 sind knapp 30.000 Jobs 
hinzugekommen.  
 
Metall - Eckdaten 2005 West Ost 
Betriebe (ab 20 Besch.) 18.391 4.196
Beschäftigte 3.044.393 367.262
Arbeitsstunden / Kopf 1.523 1.659
Lohn u. Gehalt / Stunde 27,68 € 18,32 €
Lohnquote am Umsatz 17,3 % 17,1 %
Umsatz (Mrd. Euro) 739,8 65,3
Exportquote  52,4 % 37,0 %
 
Wie sehen die Wachstumsperspektiven der ostdeut-
schen Metall- und Elektroindustrie aus? Die Investitio-
nen steigen wieder und bleiben je Beschäftigten ge-
rechnet deutlich höher als in den westdeutschen Betrie-
ben. Das Ifo-Geschäftsklima liegt stabil auf höchstem 
Niveau, die Unternehmen haben sich noch nie so opti-
mistisch geäußert wie in den letzten Monaten. Vorsich-
tiges Fazit für 2007: Ein Umsatzwachstum von fünf bis 
acht Prozent ist realistisch, die Beschäftigung wird wie-
derum um einige Tausend steigen.   
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4. Verteilungspolitische Rahmen-

bedingungen 
 
Gesamtwirtschaft:  
Gewinne steigen kräftig an 
Die ungleichen Verteilungsverhältnisse in Deutschland 
haben sich in den letzten Jahren weiter verschärft. Das 
zeigen die Verteilungsergebnisse von 2000 bis 2006. 
 
� So ist die gesamtwirtschaftliche Lohnquote – der 

Anteil der Arbeitnehmerentgelte am Volkseinkom-
men - seit dem Jahr 2000 um knapp sechs Pro-
zentpunkte auf 66,2 Prozent gefallen. 

� Umgekehrt ist der Anteil der Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen am Volkseinkommen ent-
sprechend gestiegen.  

 
Das ist ein Stand, den wir zu Beginn der siebziger Jahre 
hatten. Dahinter steht, dass die Gewinne der Unter-
nehmen deutlich kräftiger gewachsen sind als die Ar-
beitseinkommen. 
 
� So stiegen die Bruttomonatslöhne seit 2000 nur um 

6,2 Prozent.  
� Die Gewinn- und Vermögenseinkommen legten 

mehr als sechs mal so schnell zu, nämlich um 37,5 
Prozent. 

 
Der starke Zuwachs bei den Gewinn- und Vermögens-
einkommen ist dabei nicht allein auf die Vermögensein-
kommen zurückzuführen. Das zeigen die Ergebnisse 
zwischen 2000 und 2005: 
 
� Die Gewinne der Personenunternehmen sind um 

13,9 Prozent angewachsen. 
� Die Gewinne der Kapitalgesellschaften (ohne Ban-

ken und Versicherungen) stiegen um 42,8 Prozent. 
 
Die Vermögenseinkommen der privaten Haushalte, also 
Zinsen, Mieten, Pachten, Ausschüttungen und entnom-
meine Gewinne stiegen um 12,5 Prozent. Sie fließen 
zwar auch Arbeitnehmerhaushalten zu, überwiegend 
aber Haushalten von Selbständigen und Freiberuflern.  
 
Die gesamtwirtschaftliche Nachfrageschwäche ist Folge 
dieser Verteilungsfehlentwicklungen. 
 
� Die Unternehmen haben ihre Ertragslage weitge-

hend zu Lasten der Beschäftigten verbessert. Aber 
statt im Inland zu investieren, führen viele Unter-
nehmen ihre Finanzverbindlichkeiten zurück, schüt-
ten ihre Ergebnisse an die Shareholder aus oder be-
teiligen sich an globalen Finanz- oder Realanlagen. 
So lagen die gesamtwirtschaftlichen realen Bruttoin-
vestitionen 2006 um etwa fünf Prozent unterhalb 
des Niveaus des Jahres 2000. Dabei sind die Bau-
investitionen um 15 Prozent gesunken und die Aus-
rüstungsinvestitionen durch die starke Investitions-
nachfrage 2006 um fünf Prozent gestiegen. Mit der 
anspringenden Konjunktur Mitte 2005 wurde wieder 
mehr investiert. Daran zeigt sich, dass eine Lohnzu-
rückhaltung zwar zu steigenden Gewinnen führen 

kann, nicht aber unmittelbar zu Investitionen führen. 
Dafür muss eine ausreichende Nachfrage da sein.  

 
� Andererseits ist zu beobachten, dass die realen 

Konsumausgaben zwischen 2000 und 2006 fast ü-
berhaupt nicht gewachsen sind. Das ist ein unmit-
telbares Ergebnis der mäßigen Lohn- und Beschäf-
tigungsentwicklung der letzten Jahre. Obwohl durch 
die Steuerentlastungen die Nettolohnsumme 
(+5,9%) stärker anstieg als die Bruttolohnsumme 
(+4,6%), liegt die Kaufkraft der Arbeitnehmerein-
kommen wegen der um 10,1 Prozent gestiegenen 
Preise um 3,8 Prozent unter dem Niveau des Jahres 
2000. 

 
� Ähnliches gilt für die Leistungen aus den Sozialver-

sicherungen wie zum Beispiel für die Renten und 
das Arbeitslosengeld. Im Ergebnis sind die Massen-
einkommen real leicht gesunken (-04%). 

 
� Private Kaufkraft kam – wenn überhaupt – nur aus  

den Einkommen der Selbständigen und Vermögen-
den.  

 
� Hinzu kommt: Die labile Arbeitsmarktlage und die 

mäßige Lohnentwicklung haben das Vertrauen der 
Verbraucher in die künftige Wirtschaftsentwicklung 
nachhaltig geschwächt. Das zeigt sich an der stei-
genden Sparquote der Privathaushalte. Der Sparan-
teil am verfügbaren Einkommen lag im Jahr 2006 
bei 10,5 Prozent. Das sind 1,3 Prozentpunkte mehr 
als noch im Jahr 2000 (9,2%). 

 
Kaufkraft aller Arbeitnehmereinkommen in der 

Gesamtwirtschaft
Veränderung 2006 gegenüber 2000 in Prozent

4,6
5,9

10,1

-3,8

brutto netto Preise real
Kaufkraft = Lohn- und Gehaltssumme aller Arbeitnehmer
Quelle: Statistisches Bundesamt  

 
Metallindustrie: 
Ausgezeichnete Ertragslage 
Aktuelle und umfassende Aussagen über die Vertei-
lungsentwicklung in der Metallverarbeitenden Industrie 
werden immer schwieriger. Es gibt gute statistische 
Kennzahlen über die Lohn- und Gehaltsentwicklung, 
brauchbare über die Entwicklung der Lohnquote und 
der Lohnstückkosten. Aber es gibt kaum aktuelles Mate-
rial zur Gewinnentwicklung der Metallunternehmen. 
 
Fest steht allerdings: Die gute Auftrags- und Produkti-
onslage in den Metallunternehmen wird von einer 
schwächeren Entwicklung der Lohnkosten begleitetet. 

 



27/2006  Tarifrunde 2007: Sozialökonomische Rahmenbedingungen 2007 Seite- 17 - 
 
 
Ein erster Anhaltspunkt dafür ergibt sich aus der Ent-
wicklung der metallwirtschaftlichen Lohnquote, dem An-
teil der Löhne und Gehälter am Umsatz.  

 

Operative Gewinne (EBIT)
der 40 börsennotierten Metall- und 

Elektrounternehmen
in Mrd. Euro

22,3

29,2

35,6

2005 2006* 2007*
Quelle: Bloomberg, *erwartet, I/B/E/S-

*)  in Klammern: kalenderbereinigt ,  
 
Die Lohnquote ist auf dem Sinkflug. Im Jahr 2006 wer-
den Löhne und Gehälter nur noch 16,4 Prozent des 
Umsatzes ausmachen (Stand November 2006). In 2005 
lag die Lohnquote noch bei 17,4 Prozent, im Jahr 2000 
bei 19,1 Prozent.  
 
Sicherlich ist dies auch auf eine Verringerung der indus-
triellen Fertigungstiefe zurückzuführen, der größte Teil 
aber auf den deutlich langsameren Lohn- als Produkti-
onsanstieg. Dies drücken die Lohnstückkosten aus: 
Gemessen am Produktionsvolumen sind die Lohnauf-
wendungen seit dem Jahr 2000 um 10 Prozent (9,6%) 
gesunken, gegenüber dem letzten Jahr um 4,6 Prozent. 
 
Dazu passen auch die jüngsten Erkenntnisse der IG 

Metall aus der Bewertung der Ertragslage und -
perspektiven der 40 beschäftigungsstärksten börsenno-

erne Wettbewerbsfähigkeit fixier-
 Propaganda der Unternehmensverbände - beispiels-

ten „Initiative 

rteilungs- 
ls auch eine wirtschaftspolitische Verantwortung ge-

 Jahren immer im Rahmen des gesamtwirtschaft-
h vertretbaren Verteilungsspielraums. Der Anstieg der 

ung ist etwas geringer geworden. 
 Jahr 2005 stiegen die Stundenlöhne in der Metall- 

 

h notwendigen und metallwirtschaftlich finanzierbaren 

tierten Metallunternehmen. Danach sollen die operati-
ven Gewinne, also ohne Erträge aus Beteiligungen, im 
Jahr 2006 um über 30 Prozent zulegen. Für das Jahr 
2007 wird noch einmal mit einem Sprung von über 20 
Prozent gerechtet. Anhand der Umsatz-, Gewinn- und 
Lohnkostenentwicklung der analysierten Unternehmen 
wird deutlich, dass die Ertragsteigerungen fast aus-
schließlich aus den nur „moderat“ wachsenden Perso-
nalkosten resultieren.  
 
Tarif- und Effektivlohnentwicklung  
Die einseitig auf die ext

Verteilungsbilanz 2006 

Produk-
tivität 
je Std. 

Prei-
se 

Vertei-
lungs-

spielraum 

Tarif-
erhöhung 
 je Std. 

Effektiv-
erhöhung 

je Std. Jahr 

Veränderung gegen Vorjahr 

 Gesamtwirtschaft 

2004 0,7 1,6 2,3 1,2 0,4 (1,2)*) 

2005 1,3 2,0 3,3 1,0 0,7 (1,3)*) 

2006 1,8 1,8 3,6 0,9 0,8 (0,8) 

 Metallindustrie 

2004    3,1 -0,1 (0,7)*) 

2005    2,6 1,4 (2,0)*) 

2006    3,2 2,1 (2,1)*) 

te
weise mit der von Gesamtmetall initiier
Neue Soziale Marktwirtschaft“ - trifft bei breiten Teilen 
der Öffentlichkeit zu Unrecht auf Zustimmung: „Vor al-
lem die hohen Löhne in der Bundesrepublik Deutsch-
land seien verantwortlich für die hohe Arbeitslosigkeit.“ 
Der Praxistest hat dieses Vorurteil widerlegt.  
 
Mit den Metall-Tarifabschlüssen der letzten Jahre haben 
IG Metall und Gesamtmetall sowohl eine ve
a
zeigt. 
 
Die Tarifabschlüsse in der Metallindustrie lagen in den 
letzten
lic
Effektivlöhne allerdings blieb hinter dem zurück, was für 
Unternehmen finanzierbar und volkswirtschaftlich sinn-
voll gewesen wäre.  
 
Die Lohndrift zwischen Tarifergebnis und tatsächlicher 
Stundenlohnentwickl
Im
und Elektroindustrie kalenderbereinigt um zwei Prozent, 
in den ersten elf Monaten des Jahres 2006 – ebenfalls  

kalenderbereinigt – um 2,1 Prozent. Effektiv liegen die 
Metallunternehmen damit unter dem gesamtwirtschaft-

 

Negative Lohndrift:  Effektivlöhne wachsen  
langsamer als tariflich vereinbart 

 

Die effektiv gezahlten Löhne und Gehälter sind auch im Jahr 
2006 etwas langsamer als die tarifvertraglichen (negative 
Lohndrift) gewachsen. Dafür gibt es eine Reihe von Grün-
den: 
 

� Flucht der Unternehmen aus dem Flächentarifvertrag 
� Abbau übertariflicher Leistungen 
� Eingriff in bestehende tarifliche Leistungen 
� Arbeitszeitverlängerung: mehr Arbeit für das gleiche 

Geld 
Kürzu
Weihnachtsgeld 

Kalendereffekte: mehr Arbeitstage für das selbe Geld sen-
ken den durchschnittlichen Stundenlohn (zum Beispiel im 
Jahr 2004), weniger Arbeitstage (wie in 2006) hingegen er-
höhen ihn.  

� ng von Sonderzahlungen wie Urlaubs- oder 

 

 

lic
Möglichkeiten. 
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5. Tarifpolitische Schlussfolgerungen 
 
Tarifpolitisches Umfeld 
Die Tarifrunde 2007 findet in einem freundlicher wer-
denden Konjunkturklima statt. Der konjunkturelle Auf-
schwung wird derzeit besonders von der inländischen 
und ausländischen Nachfrage nach Ausrüstungsgütern 
getrieben. Das begünstigt ganz besonders die Metall-
konjunktur. Die Konsumschwäche allerdings ist noch 
nicht überwunden. Und auch die Staatsnachfrage lässt 
zu wünschen übrig. Mit der Mehrwertsteuererhöhung 
und mit Sparmaßnahmen dämpft die Bundesregierung 
den zyklischen Aufwärtstrend. Umso wichtiger wird sein, 
dass die Tarifpolitik sowohl die private Nachfrage unter-
stützt als auch einen Beitrag zur einer gerechten Vertei-
lung des Volkseinkommens leistet.  
 
Wie jedes Jahr bleibt der Ruf der wirtschaftsliberal aus-
gerichteten Wirtschaftsforschungsinstitute und des 
Sachverständigenrats nach weiterer „Lohnmoderation“ 
als Hebel für Wachstum und Arbeitsplätze nicht aus. Ei-
ne solche Politik wird nicht zum gewünschten Erfolg 
führen. Das haben die vergangenen Jahre gezeigt.  
 
Deshalb vertritt die IG Metall auch ein völlig anderes – 
nämlich offensives - wirtschaftspolitisches Konzept. Da-
bei spielt die Lohnpolitik eine wichtige Rolle. Aber allein 
mit der Lohnpolitik als offensives makroökonomisches 
Instrument lässt sich eine schwache Binnenkonjunktur 
nicht in Schwung bringen. Entscheidend ist, dass die 
makroökonomischen Instrumente (Lohn-, Fiskal-, Geld-
politik) optimal aufeinander abgestimmt werden.  
 
Im europäischen Zusammenhang ist ein koordiniertes 
tarifpolitisches Vorgehen notwendig. Mit Blick auf die 
Europäische Währungsunion (Euro-Raum) sollte si-
chergestellt werden, dass nationale Tarifabschlüsse 
zumindest den kostenneutralen Verteilungsspielraum 
(Preiserhöhungen, Produktivitätszuwachs) ausschöp-
fen, um eine verstärkte Lohnkonkurrenz zwischen den 
Arbeitnehmern der Euro-Länder zu vermeiden.  
 
„Beggar-by-neighbour-policy“ - das ist der Versuch,  mit 
Lohnzurückhaltung gegenüber dem „Nachbarn“ - in die-
sem Fall dem Ausland  - preisliche Wettbewerbsvorteile 
zu erzielen und damit ausländische Märkte zu erobern. 
Diese Politik hat das große Risiko, einen internationalen 
Unterbietungswettbewerb auszulösen. Am Ende nützt 
das niemanden. Allerdings ist genau das die Politik, die 
Unternehmen, Verbände und die Wirtschaftsfor-
schungsinstitute einfordern und die bisher keinen einzi-
gen neuen Arbeitsplatz gebracht hat. 
 
 
Finanzierungskonzept  
für tarifpolitische Forderungen 
Die Tarifforderungen der IG Metall orientieren sich am 
Verteilungsspielraum aus Produktivitätsfortschritt in der 
Gesamtwirtschaft, der Inflationsrate und einer Umvertei-
lungskomponente. Dabei berücksichtigt ein solches Fi-
nanzierungskonzept nicht allein Entgeltbestandteile, 

sondern alle finanziell quantifizierbaren Tarifbestandtei-
le. 
 
 
Grundlagen für Tarifforderungen 
20. ordentlicher Gewerkschaftstag der IG Metall 2003 
 

Wirtschaftspolitik - Entschließung 2, Nummer 4.2: 
Hauptmaßstab für die Tarifpolitik der IG Metall sind und blei-
ben die Komponenten Produktivität, Preise und Umvertei-
lung. Sie stehen zur Finanzierung von Entgelterhöhungen, 
Arbeitszeitverkürzung und anderen verteilungswirksamen 
Elementen der Tarifpolitik zur Verfügung. 
 

Tarifpolitik - Entschließung 3, Nummer 4.2: 
Die tarifpolitischen Forderungselemente: Ausgleich der Infla-
tionsrate und der Produktivitätssteigerung sowie Umvertei-
lungskomponente beziehen sich auf die Entwicklung der 
Gesamtwirtschaft und der gesamtgesellschaftlichen Vertei-
lungssituation. 

 
� Mit der Produktivitätskomponente sollen die Be-

schäftigten an gesamtwirtschaftlich entstandenen 
Wohlstandsgewinnen solidarisch und gerecht betei-
ligt werden. Auf diese Weise wird das Wohlstands-
gefälle zwischen Arm und Reich beschränkt. Der 
soziale Frieden wird gesichert. 

 
� Mit der Preiskomponente soll sichergestellt werden, 

dass die Kaufkraft der Bruttolöhne erhalten bleibt. 
Außerdem wird der Gefahr von Deflation vorgebaut. 

 
� Mit der Umverteilungskomponente sollen Vertei-

lungsdefizite korrigiert werden. 
 
 
Gesamtwirtschaft:  
verteilungsneutraler Verteilungsspielraum  
Der verteilungsneutrale Spielraum in der Gesamtwirt-
schaft liegt ohne den Ansatz einer Umverteilungskom-
ponente im Jahr 2007 etwas über vier Prozent (4,1 %). 
 
� Davon fallen – wegen der besonders in der Indust-

rie anziehenden Konjunktur – auf die Produktivität 
1,8 Prozent.  

 
� Auf die Preiskomponente fallen wegen der Mehr-

wertsteuererhöhung 2,3 Prozent. Die inländischen 
preistreibenden Effekte der Mehrwertsteuererhö-
hung im Jahr 2007 – soweit sie nicht schon in 2006 
übergewälzt worden sind – werden dabei zum Teil 
von Preissenkungen in anderen Preissegmenten 
kompensiert.  

 
Vor dem Hintergrund der schon heute absehbaren 
schwachen Lohnentwicklung in anderen Sektoren der 
Volkswirtschaft wird ein Lohnzuwachs von gut vier Pro-
zent in der Metallverarbeitenden Industrie nicht ausrei-
chen, sowohl den für die Binnenkonjunktur wichtigen 
privaten Verbrauch zu stützen als auch die verteilungs-
politischen Ungleichgewichte zu kompensieren.  
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Metallindustrie: Finanzierungspotentiale  
für Tariferhöhungen 

n konjunkturellen Dynamik Aufgrund der ausgezeichnete
und Ertragsentwicklung und damit Finanzierungsfähig-
keit in der Metallindustrie wäre ein größerer Beitrag der 
Metallindustrie für die konjunkturelle Stabilisierung 
durchaus vertretbar, keineswegs konjunkturschädlich 
und auch finanzierbar. 
 

Finanzierungsbeiträge für Lohnerhöhungen 
im Jahr 2007

(ohne Umverteilungskomponente) 

Gesamtwirtschaftlich 
verteilungsneutral: 

4, 1 %

Metallw irtschaftlich 
finanzierbar

 6,5%

Ve
2,0%

rkaufs- 
preise

 

1,8%

4,5%
2,3%

Produk-
tivität

Produk-
tivität

Verbraucher-
preise

 
Die IG Metall erwartet, dass die Metallproduktion kräftig 
(gut + 5 %) steigt und das Arbeitsvolumen (+0,5%) we-
gen einer schwach steigenden Beschäftigung und sin-
kender Pro-Kopf Arbeitszeiten (weniger Feiertage) sta-
gniert, so dass die Metallproduktivität um circa 4 ½  Pro-
zent zunehmen wird. Darüber hinaus werden die Unter-
nehmen die Verkaufspreise bis zu zwei Prozent anhe-
en. Insgesamt rechnet die IG Metall mit einem metall-

 

b
wirtschaftlich „kostenneutralen“ Finanzierungsspielraum 
von bis zu 6 ½ Prozent. 
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